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Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die justizielle Zusammenarbeit in 
Strafsachen mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU-JZG), die 
Strafprozeßordnung 1975 und das EU- Finanzstrafzusammenarbeitsgesetz (EU-
FinStrZG) geändert werden 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 

Das Bundesministerium für öffentlichen Dienst und Sport nimmt zu 
gegenständlichem Entwurf wie folgt Stellung:  

Es wird davon ausgegangen, dass der in der WFA definierte personelle Mehrbedarf 
im Ausmaß von drei Vollbeschäftigtenäquivalenten durch geeignete 
personalorganisatorische Maßnahmen innerhalb des Bundesministeriums für 
Finanzen ausgeglichen wird und es zu keiner personellen Ressourcenvermehrung 
kommt. Im Übrigen wird auf die Bestimmungen des § 4 des geltenden 
Bundesfinanzrahmengesetzes verwiesen. 

Unter Einem ergeht die Stellungnahme an das Präsidium des Nationalrates.  

 

Mit freundlichen Grüßen  
Für den Bundesminister: 

Mag. Roland Weinert 
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